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Liebe Bürgerinnen, 
liebe Bürger! 
 

Im letzten Jahr habe ich gemeinsam mit 

meinem niedersächsischen 

Fraktionskollegen Fritz Güntzler 

Vorschläge für eine dringend benötigte 

Modernisierung der 

Unternehmensbesteuerung erarbeitet, die 

nach einer breiten Diskussion mit 

Verbänden, Wissenschaftlern und Verwaltungsexperten als Impulspapier der CDU/CSU-

Bundestagsfraktion beschlossen worden sind. Aus unserer Sicht kann eine echte 

Steuerreform nur dann gelingen, wenn wir einen Zweiklang aus Reform der 

Unternehmensbesteuerung und Korrektur des Einkommensteuertarifs, verbunden mit 

einer kompletten Abschaffung des Solidaritätszuschlags, hinbekommen. Es besteht 

dringender Handlungsbedarf!  

 

Wenn man sich den aktuellen Einkommensteuertarif anschaut, muss man feststellen, dass 

man bereits ab einem jährlichen Einkommen von 57.052 Euro (bei Einzelveranlagung) den 

Spitzensteuersatz von 42 Prozent zahlen muss. Durch Inflation und die 

Gehaltsentwicklungen der letzten Jahre trifft dies auf bereits 7,5 Prozent der Steuerzahler 

zu. Damit entfernt sich die Steuerpolitik immer weiter von der Selbstwahrnehmung derer, 

die diese Steuern zu zahlen haben. Denn der Höchst-steuersatz war einst wirklichen 

Spitzenverdienern vorbehalten, deren Einkommen mindestens 15-mal so hoch war wie das 

der Durchschnittsverdiener. Heute reicht das Eineinhalbfache des 

Durchschnittseinkommens. 
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Bei Betrachtung des Einkommensteuertarifs fällt zudem auf, dass insbesondere in der 

ersten Tarifzone zwischen 9.409 Euro und 14.532 Euro der steilste Anstieg des 

Grenzsteuersatzes vorhanden ist. Das Ergebnis ist der viel zitiere „Mittelstandsbauch“, 

deren Beseitigung sich mittlerweile alle Parteien auf die Fahne geschrieben haben. Diese 

unverhältnismäßig hohe Belastung im Vergleich zur zweiten Tarifzone muss dringend 

angepasst werden. Vorgeschlagen wird hier eine Verschiebung auf etwa 25.000 Euro. Der 

Spitzensteuersatz von 42 Prozent soll dann erst ab einem zu versteuernden 

Jahreseinkommen von 80.000 Euro greifen. Ab 150.000 Euro soll der Steuersatz auf 44 

angehoben werden, oberhalb vom 250.000 Euro auf 47 Prozent – bei gleichzeitiger 

Abschaffung des Soli wird die Steuerbelastung in diesem Segment unterm Strich aber nicht 

steigen.  

 

Eine kombinierte Reform von 

Unternehmenssteuern und 

Einkommensteuertarif würde alle 

Steuerpflichtigen erheblich entlasten.  

 

Dies würde unsere Wirtschaft im 

internationalen Wettbewerb enorm 

stärken und wir könnten wieder positiv in 

die Zukunft schauen.  

 

 

Mit unserem Vorstoß wollten wir mehr Tempo in die Diskussion bringen.  Zahlreiche 

Presseberichterstattungen, die das „Rütteln am Steuerdogma“ (FAZ) in der 

„Steuerbäckerei“ aufgegriffen haben, und Überschriften wie „Da geht ja doch was“ 

(Wirtschaftswoche) stimmen mich hoffnungsvoll, dass wir uns in den nächsten Monaten 

mit unserem Vorschlag und auch anderen Vorschlägen intensiv auseinandersetzen 

werden, mit dem Ziel eine Steuerreform auf den Weg zu bringen, die diesen Namen auch 

verdient. Dass der Koalitionsausschuss jetzt eine Arbeitsgruppe eigerichtet hat, die eben 

dieses Ziel ins Auge gefasst hat, zeigt wie wichtig es war, gemeinsam mit meinem Kollegen 

Fritz Günzler einen Impuls gewagt zu haben. 

 

Viel Spaß beim Lesen! 

 

Herzliche Grüße 

Ihr Sebastian Brehm, MdB 

 

 

 

Sebastian Brehm und Fritz Güntzler 
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AKTUELLE STUNDE    

Kuffer: AfD hat in Thüringen manipuliert und getäuscht  
 

Am Donnerstag hat sich der Bundestag in einer Aktuellen Stunde mit den 
Wahlereignissen in Thüringen auseinandergesetzt. Am 5. Februar wurde Thomas 
Kemmerich (FDP) mit den Stimmen der CDU und der AfD zum Ministerpräsidenten 
gewählt. 
 

 
 

 
  
 
„Wir können aus Thüringen Lehren ziehen, wir können diese Lehren annehmen und das 

alles letztlich als eine, wenn auch schmerzhafte, aber doch immerhin eine Chance nutzen“, 

sagte Michael Kuffer (CSU). Oder man könne es durch Rechthaberei vergeigen – ebenso 

durch den Versuch, daraus politischen Honig saugen zu wollen.  

 

Thüringen zeige nicht, betonte der CSU-Innenpolitiker, dass sich Thomas Kemmerich von 

Extremisten wählen lassen wollte. Es zeige, dass bei der FDP für einen Moment die 

Versuchung größer war als die Klarheit, und das reiche dann leider bei einem solchen 

Manöver der AfD nicht.  

 

„Natürlich hat die AfD in Thüringen getäuscht und manipuliert. Sie haben einen 

Kandidaten zur Wahl gestellt – nicht damit er gewählt wird, sondern gerade, um ihn nicht 

zu wählen und damit ein taktisches Spiel zu treiben“, betonte Kuffer. 

© picture alliance / Jens Kalaene / dpa-Zentralbild   
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 In Thüringen habe die AfD gezeigt, dass ihr die Täuschung näher liege als die 

Wahrhaftigkeit des politischen Angebots. 

 

„Sie haben mit Herrn Höcke in Thüringen einen Mann an der Spitze ihrer Partei, der nicht 

nur faktisch den Holocaust leugnet, der ein Faschist ist, einen Mann, der öffentlich fordert, 

Maßnahmen zu ergreifen – ich zitiere –, ‚die ihrem eigentlichen moralischen Empfinden 

zuwiderlaufen‘“, sagte Kuffer in Richtung AfD. Wer nach dieser Aussage noch Zweifel 

habe, dass damit gewaltsame Maßnahmen gegen Andersdenkende insinuiert würden, der 

verschließe die Augen vor dem Offensichtlichen, so der CSU-Politiker weiter. 

Solche politischen Vorstellungen werde die Union weiter bekämpfen, weil damit alles 

infrage gestellt werde, worunter Millionen von Menschen so unsagbar gelitten haben und 

wofür umgekehrt die Nachkriegsgeneration jahrzehntelang so hart gearbeitet haben, 

nämlich aus diesem größten Trümmerhaufen der Geschichte wieder dieses wunderbare 

Land und diese wunderbare Demokratie aufzubauen, sagte Kuffer. Selbstverständlich 

könne es keinen Ministerpräsidenten und keine Regierung geben, die auf einem solchen 

Fundament stehe, auf solchen Vorstellungen gründe. 

 

Demokraten grenzen sich klar und glaubwürdig von Gewalt ab 

„Jetzt sage ich Ihnen einmal etwas zu Ihrer politischen Verantwortung: Man kann nicht 

gleichzeitig einerseits Rechtsextremisten und Neonazis ein Angebot machen und 

andererseits Bürgerlichen - das schafft man nicht. Oder, umgekehrt gesagt: Man schafft es 

nur, wenn man brutalst täuscht, betrügt oder manipuliert“, hielt Kuffer der AfD vor. „Herr 

Gauland, die Haltung, mit der Sie hier immer in Ihrem Stuhl sitzen, steht symbolisch für 

Ihre Teilnahmslosigkeit gegenüber Leuten wie Herrn Höcke und dem Flügel und sie steht 

symbolisch für Ihre Teilnahmslosigkeit gegenüber diesem Parlament“, so der CSU-

Innenpolitiker weiter. Ob der Flügel nun im Zentrum der AfD oder am Rand stehe, sei 

letztlich völlig egal. Entscheidend sei, was Gauland dagegen unternehme und ob er ihn 

bekämpfe. Man könne sich auch durch Unterlassen an der Demokratie versündigen, so 

Kuffer. 

 

„Nun muss ich aber auch in Richtung der Linken sagen: Man ist nicht nur Demokrat, wenn 

man links wählt oder Die Linke unterstützt. Man kann dem Kampf gegen den 

Rechtsextremismus nicht dienen, wenn man ihn gleichzeitig für andere Zwecke ausnutzen 

will“, so Kuffer in Richtung Linke. Demokrat sei man, wenn man sich klar und 

glaubwürdig von Gewalt als Mittel der politischen Auseinandersetzung abgrenze, von 

Gewalt gegen Polizisten und Repräsentanten unseres Staates“, betonte der Innenpolitiker. 

Man werde Die Linke nicht mit dem Rechtsextremismus in einen Topf werfen. Die Union 

sei klar in der Einordnung, dass der Linksextremismus und der Linksterrorismus ein 

polizeiliches und der Rechtsextremismus darüber hinaus ein gesellschaftliches Problem 

sei. Man sei auch klar in der Differenzierung der verschiedenen Formen des Extremismus  
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und im Erkennen von Faschismus. Aber eines könne nicht stark genug betont werden: Es 

dürfe von der Linken nicht weiter einen Beitrag zur Geschichtsleugnung der anderen Art 

geleistet werden - sei es vorsätzlich oder auch nur fahrlässig. „Unter dem Unrechtsregime 

der DDR haben so viele Menschen so sehr gelitten, sind Menschen gebrochen, Leben 

zerstört und auch beendet worden. Wir müssen das weiterhin klar benennen, und Sie 

müssen anfangen, das klar zu benennen“, richtete sich Kuffer an die Linke. Ein Staat, in 

dessen Namen solche Verbrechen geschehen seien, habe keine Legitimation, er hatte nie 

eine, er sei ein Unrechtsstaat gewesen. Es gebe an dieser Stelle keine Unterscheidung 

zwischen undemokratisch und Unrecht, so Michael Kuffer. 

 

 

 
 

RED HAND DAY 2020 

Weltweiter Aktionstag gegen den Einsatz von 
Kindersoldaten 

 
Am 11. Februar war "Red Hand Day", 
der weltweite Aktionstag gegen den 
Einsatz von Kindersoldaten! In einer 
Vielzahl von Ländern werden 
Minderjährige als Kindersoldaten 
missbraucht.  
 
Sie erfahren schon in jungen Jahren 
Unvorstellbares. Sie werden in den 
Kriegen der Erwachsenen in tödliche 
Kämpfe geschickt, müssen 
lebensgefährliche Botengänge 
übernehmen oder Sklavendienste 
leisten. Kindersoldaten werden 
häufig Opfer sexualisierter Gewalt.  
 
Gegen diese schrecklichen Formen 
der Gewalt gegen Kinder und 

Jugendliche habe ich mit meinem roten Handabdruck auch in diesem Jahr wieder ein 
Zeichen gesetzt! Frieden und Bildung statt Krieg!  
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CORONAVIRUS  

Hervorragendes Krisenmanagement beim Umgang mit 

dem Coronavirus  
 

Der Bundestag hat am Mittwoch in einer Aktuellen Stunde die Strategie zur Vorbeugung 

gegen das Coronavirus in Deutschland diskutiert. Anfang Januar war bei den ersten 

Deutschen in Bayern das Virus entdeckt worden. 

 

 
 
 

Beim Umgang mit dem Coronavirus in Deutschland werde eines klar: „Unsere Strukturen 

und Maßnahmen funktionieren und das auch im Ausnahmefall. Und dennoch bleibt es ein 

Kraftakt, den die Helfer vor Ort in den Bundesländern gestemmt haben und immer noch 

stemmen“, betonte Emmi Zeulner (CSU).  

 

Wenn man sich mal vorstelle, dass da plötzlich die Anforderung vom Bund an den Landrat 

komme, man brauche sofort Unterstützung. Landrat Fritz Brechtel habe kurzfristig reagiert. 

„Innerhalb von kurzer Zeit wurde eine Quarantäneinfrastruktur in Germersheim aufgebaut, 

122 Rückkehrer aus China aufgenommen und versorgt“, so die Gesundheitspolitikerin. 

Organisiert durch die Bundeswehr. Die Kreisverwaltung und der Landrat hätten die 

Verantwortung übernommen, unterstützt von 22 Helfern des Roten Kreuzes und durch 

einen Amtsarzt mit seinem Team.  

 

 

© picture alliance / BSIP  
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„Der Landrat selbst beschreibt es als humanitäre Selbstverständlichkeit, den Rückkehrern 

zu helfen. In jedem Wort merkt man, wieviel Engagement hier vor Ort vorhanden ist und 

mit wieviel Herz alle Beteiligten dabei sind“, berichtete Zeulner.  

 

Task Force Infektiologie in Bayern jederzeit einsatzbereit  

 

Deswegen sei auch in Berlin klar, dass von Bundesseite jede Unterstützung gegeben 

werden müsse. „Anhand des Vorgehens des Bundesgesundheitsministeriums und auch 

des Gesundheitsministeriums in Bayern, das als erstes Bundesland von dem Virus 

betroffen war, zeigt sich ein hervorragendes Krisenmanagement“, unterstrich Zeulner. 

Sowohl Bundesgesundheitsminister Jens Spahn wie auch die bayerische 

Gesundheitsministerin Melanie Huml hätten von Anfang an die richtigen Maßnahmen in 

die Wege geleitet, um eine Verbreitung des Virus wie in China zu verhindern.  

 

Besonders hervorzuheben sei die Task Force Infektiologie, die in Bayern eingesetzt sei. Sie 

verfüge über jahrelange Erfahrung, sei jederzeit einsatzbereit und am Bayerischen 

Landesamt für Gesundheit und Lebensmittelsicherheit (LGL) angesiedelt. Die Task Force 

kümmert sich unter anderem um die Identifikation und Betreuung möglicher 

Kontaktpersonen von Coronavirus-Fällen. Und auch das Robert-Koch-Institut unterstütze 

mit einem Team diese Zusammenarbeit, so die Gesundheitspolitikerin.   

 

„Neben den kurzfristigen Maßnahmen zeigt sich aber auch in den langfristigen 

Maßnahmen und Ankündigungen die Stärke unseres Systems. Wir lernen aus Krisen und 

sind bereit, die Strukturen zu verbessern“, sagte Zeulner. Der Bundesgesundheitsminister 

habe bereits angekündigt, dass man im Nachgang ganz genau schauen werde, wo im 

Infektionsschutzgesetz nachjustiert werden müssen, um die Verantwortlichkeiten und 

damit auch die Lasten besser zu verteilen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 © BZgA / Hardy Welsch   
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BREXIT  

Neue Verhandlungsrunde zu künftigen Beziehungen zu 

Großbritannien  
 
Am Donnerstag haben die Abgeordneten über das Verhandlungsmandat für die künftigen 
Beziehungen zwischen der Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich nach 
dem Brexit debattiert. Die CSU im Bundestag spricht sich für eine faire und enge 
Partnerschaft aus. 
 

 
 
 

Es sei oft so bei wichtigen historischen Ereignissen, dass man sich noch lange danach 

genau erinnere, was man zum jeweiligen Zeitpunkt getan hat. „Mir geht es so mit dem 23. 

Juni 2016, als ich abends im festen Glauben ins Bett gegangen bin, dass ich am nächsten 

Tag aufwachen werde und dieses Gespenst ‚Brexit‘ Geschichte sein wird, und dann am 

nächsten Tag aufgewacht bin und leider das Gegenteil der Fall war“, so Katrin Staffer 

(CSU). Viele würden sich sicherlich daran  erinnern, wie groß die Angst damals gewesen 

sei, dass mit dem Austritt der Briten die europäische Idee vom Zusammenhalt, von der 

Stärke durch gemeinsames Handeln verloren gehe und auf dem Spiel stehe. „Deswegen 

habe ich größten Respekt davor, dass die Europäische Union in den Verhandlungen zum 

Austrittsabkommen Geschlossenheit und Einigkeit gezeigt hat. Obwohl der Druck groß 

war, haben wir uns nicht hetzen lassen, sondern sind zusammengestanden“, betonte die 

Europapolitikerin. Das sei gute europäische Politik im Sinne der Bürgerinnen und Bürger 

innerhalb der EU. 

© picture alliance / SULUPRESS.de  
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Nun stünden die breit gefächerten Verhandlungen über die künftigen Beziehungen an. 

Man verhandele über die künftige Wirtschaftspartnerschaft, über die Zusammenarbeit bei 

innerer, bei äußerer Sicherheit, in der Verteidigungspolitik, in der Bildung, im Bereich 

Forschung, im Verkehr. „Ich glaube, ein ganz wesentlicher Bestandteil wird die 

Wirtschaftspartnerschaft sein“, sagte Staffler. Wünschenswert sei auch künftig eine sehr 

enge Kooperation mit Großbritannien. Damit müssten dann aber auch umfangreiche 

Standards verbunden sein, weil klar sei: Je enger eine Partnerschaft sei, desto strikter 

müsse darauf geachtet werden, dass faire Wettbewerbsbedingungen eingehalten würden. 

Es dürfe an dieser Stelle auch für die britischen Freunde keinen einseitigen Rabatt geben, 

betonte Staffler. 

 

Das Gleiche gelte auch für den Bereich der inneren Sicherheit. Auch ein umfangreicher 

Informationsaustausch, eine starke operative Zusammenarbeit, wenn es um die 

Strafverfolgung geht sei wünschenswert. Genauso wie eine enge Anbindung an Europol. 

Aber auch das könne es nicht zum Nulltarif geben. „Die Voraussetzung dafür ist auch hier 

eine uneingeschränkte Beachtung der europäischen Standards, zum Beispiel im Bereich 

des Datenschutzes“, unterstrich die CSU-Politikerin. 

 

EU-Austritt hat negative Auswirkungen auf den Forschungsstandort Großbritannien 

 

Ein weiterer Punkt sei die Zusammenarbeit mit Großbritannien als hervorragendem 

Wissenschaftsstandort. „Man muss aber sagen: Schon die Entscheidung für den EU-

Austritt hatte gewisse negative Auswirkungen auf den Status Großbritanniens als 

renommierte Forschungsnation“, sagte Staffler. Der Anteil von namhaften Forschern aus 

Nicht-EU-Staaten, die im Rahmen von einem Horizon-2020-Stipendium ins Vereinigte 

Königsreich gekommen waren, sei gesunken: 2015 waren es noch 515 Nicht-EU-Forscher, 

2018 dann schon 200 weniger. Bei den Institutionen habe sich die Zahl sogar halbiert. 

Der britische Premierminister Boris Johnson habe zwar versprochen, dass die britische 

Regierung mögliche Ausfälle im Wissenschaftsbereich kompensieren werde. „Aber, 

ehrlich gesagt, würde ich nicht darauf wetten, dass er sich daran auch noch erinnern 

kann“, so die CSU-Politikerin. Was wirklich weiterhelfen würde, wäre, wenn 

Großbritannien weiterhin an den großen Förderprogrammen wie Horizon Europe und 

Erasmus+ teilnehmen würde. Dazu müssten dann aber – erstens – die grundsätzlichen 

Voraussetzungen für eine Aufnahme als Drittstaat vorhanden sein. Zweitens müsse ein 

Level Playing Field insbesondere bei den Beihilfen gewahrt werden. Und natürlich 

brauche es eine angemessene Beteiligung finanzieller Natur des Vereinigten Königsreichs, 

damit das gewährleistet werden könne. 
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In meiner Plenarrede habe ich in 
dieser Woche deutlich gemacht, 
warum es so wichtig ist, unsere 
Bauern und Landwirte zu 
unterstützen. 
 
Wir haben das Risiko von Dürre 
und Trockenheit als 
Elementargefahr definiert und 
die Absicherung dagegen 
attraktiver gemacht, indem wir 
bei der Prämie den Steuersatz 
von 19 Prozent auf 0,03 Prozent 
der Versicherungssumme 
herabgesetzt haben. Das ist ein 
wichtiges Signal für die 
Landwirtschaft in unserem Land! 
 
Meine Plenarrede können Sie 
sich HIER anschauen!  

 

Interessen der Europäischen Union schützen 

 

„Fakt ist: Würden wir alle Verbindungen zwischen der EU und Großbritannien komplett 

kappen, würde nicht nur Großbritannien verlieren, sondern Gesamteuropa“, machte 

Staffler deutlich. Wie man so schön sage: Nach den Verhandlungen sei vor der 

Verhandlung. Die künftigen Verhandlungen zum Verhältnis zwischen der EU und 

Großbritannien würden sicherlich nicht leichter werden, als es die Austrittsverhandlungen 

waren. Entscheidend sei aber: Die EU muss weiterhin Geschlossenheit zeigen. „Natürlich 

ist der Wunsch Großbritanniens legitim, eigene Regelungen und Standards zu setzen. Aber 

natürlich ist es genauso legitim, dass wir unsere Interessen als Europäische Union auch 

schützen“, so Staffler. 

Die Zeit sei knapp. Die Verhandlungsmasse sei kaum zu bewältigen. Trotzdem müsse man 

Vertrauen in die EU-Verhandlungsführer haben. Wichtig sei, dass die EU auch künftig mit 

einer Stimme spreche. „Und vielleicht kommt es dann irgendwann wieder zu einem Tag, 

an dem wir sagen können: Wisst ihr eigentlich noch, was wir gemacht haben, als 

Großbritannien wieder Teil der Europäischen Union geworden ist“, so Katrin Staffler. 

 

*** 

 

 
 

https://dbtg.tv/fvid/7427606


 

  
 

11  Brehm in Berlin  14. Februar 2020                                                                                                             
 

SEBASTIAN BREHM    
             Für Nürnberg in Berlin 

 

ME/CFS – CHRONISCHES ERSCHÖPFUNGS- UND MÜDIGKEITSSYNDROM 

Informationsaustausch mit der Patientenbeauftragten 

der Bundesregierung  
 
 

Bei meinem Termin mit der stellv.  
Fraktionsvorsitzenden Nadine Schön 
und der Patientenbeauftragten der 
Bundesregierung, Prof. Dr. Claudia 
Schmidtke MdB (CDU), ging es um die 
Möglichkeiten, betroffene ME/CFS- 
Patienten stärker zu unterstützen. 
 

Bei der durch die WHO bereits 
klassifizierten Krankheit ME/CFS 
(Myalgische Enzephalomyelitis / 
Chronic Fatigue Syndrome) handelt es 
sich um ein chronisches Erschöpfungs- 
bzw. Müdigkeitssyndrom mit schweren 
Einschnitten für das alltägliche Leben.  

 
Alle Beteiligten waren sich einig: Das Thema verdient mehr Aufmerksamkeit für eine 
wirksamere Forschung in Deutschland und Hilfe für die Beteiligten. Die CDU/CSU-
Fraktion wird sich daher für die Zukunft noch stärker für dieses Thema engagieren. 

Weitere Informationen zu ME/CFS: 👉 www.mecfs.de/ 
 
 
  

Sebastian Brehm, MdB | Dipl.-Kfm., Steuerberater 
Platz der Republik 1 • 11011 Berlin  

  030-227-74074 • Fax 030-227-70072   
  sebastian.brehm@bundestag.de 

 www.sebastianbrehm.de  
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